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Öffentliche Bekanntmachung



Die Firma SL Windenergie GmbH, Voßbrinkstraße 67, 45966 Gladbeck beantragt
gemäß §§ 4, 6, 16 und 19 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Neufassung vom 17.05.2013 (BGBL. I S.1274) in der zurzeit geltenden Fassung die Aufhebung der in dem Änderungsbescheid vom 06.05.2021 festgesetzten erweiterten Betriebsbeschränkungen hinsichtlich des Betriebes von sechs Windenergieanlagen (WEA) vom Typ ENERCON E-115 in 58809 Neuenrade an den nachfolgenden Standorten: 
	WEA
	Gemarkung
	Flur
	Flurstück

	WEA 1
	Neuenrade
	4
	74

	WEA 2
	Neuenrade 
	4
	74

	WEA 3
	Neuenrade
	4
	74

	WEA 4
	Neuenrade
	4
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	WEA 5
	Neuenrade
	3
	171

	WEA 6
	Neuenrade
	5
	98


Die jeweilige Nabenhöhe einer WEA beträgt 149,08 m bei einer Gesamthöhe von jeweils 206,93 m über Geländeoberkante. Die jeweilige Nennleistung liegt bei 3 MW. Zu diesem Anlagenantrag hat der Märkische Kreis auf Grundlage einer UVP-Vorprüfung bereits unter dem 30.12.2016 eine Anlagengenehmigung (Az.: 46-32.30.11-962.0003/16/1.6.2) erteilt. 
Die Betreiberin beantragte aus artenschutzrechtlichen Gründen am 01.04.2021 eine Einschränkung der Betriebszeiten im Zeitraum vom 15.02 bis zum 31.10 eines jeden Jahres dahingehend, dass die WEA zwischen dem Beginn der bürgerlichen Dämmerung am Morgen und dem Ende der bürgerlichen Dämmerung am Abend abzuschalten sind. Unter Berücksichtigung dieses zeitlich beschränkten Betriebes wurde eine weitere UVP-Vorprüfung am 06.05.2021 durchgeführt. Die UVP-Vorprüfung ergab, dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) nicht durchzuführen ist. Mit Änderungsbescheid vom 06.05.2021 wurde der Betrieb der 6 Anlagen eingeschränkt.
Mit Schreiben vom 13.04.2022 beantragt die Firma SL Windenergie GmbH, die Einschränkung der Betriebszeiten der Anlagen aus dem Änderungsbescheid vom 06.05.2021 aufzuheben und zum ursprünglichen Genehmigungsumfang zurückzukehren. 
Prüfung der UVP-Pflicht
[bookmark: _Hlk71110959]Anlässlich des Antrags der Betreiberin vom 13.04.2022 auf Aufhebung der Betriebsbeschränkung war gem. § 9 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.03.2021 (BGBl. I S. 540) in der derzeit geltenden Fassung i.V.m. Nr.  1.6.2 der Anlage 1 zum UVPG die Durchführung einer Allgemeinen Vorprüfung des Einzelfalls erforderlich. 
Eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht nicht.

Begründung
Die möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter wurden anhand der unter den Nummern 1 (Merkmale des Vorhabens) und 2 (Standort des Vorhabens) der Anlage 3 zum UVPG aufgeführten Kriterien beurteilt.

Im Einzelnen ergaben sich nachfolgende Merkmale der möglichen Auswirkungen:

Ausmaß der Auswirkungen 
Der Grad der Nutzung durch das Vorhaben, hier der Betriebserweiterung, ist bezogen auf alle Schutzgüter des UVPG als mäßig beurteilt worden. Vor diesem Hintergrund sind auch dann keine erheblichen Auswirkungen auf die Schutzgüter zu erwarten, wenn den betroffenen Umweltmedien eine hohe Qualität zugeschrieben wurde, da diese bezogen auf das Vorhaben eine hohe Belastbarkeit aufweisen.
Aufgrund der Bauweise und -höhe stellen WEA eine unvermeidbare Beeinträchtigung der Landschaft (Landschaftsbild und Erholung) dar. Die Ausweitung der Betriebszeiten der WEA wird zwar zu einer Veränderung des Landschaftserlebnisses durch visuelle und akustische Reize führen. Allerdings ist auch im Nahbereich der WEA weiterhin die Nutzung für Spaziergänger, Wanderer und sonstige Erholungssuchende uneingeschränkt möglich. Zu berücksichtigen ist, dass die Borkenkäferkalamitäten, die Aufforstungen nach dem Sturm Kyrill, die breit ausgebauten Unterhaltungswege und die bereits errichteten WEA den ästhetischen Eigenwert der Landschaft bereits jetzt mitprägen. Natürliche Strukturen, als ästhetisch höherwertige Elemente, finden sich vor allem in den gewässerreichen Tallagen, die aber für die Erholungsnutzung weniger erschlossen und von wo aus die Blickbeziehungen zu den bereits errichteten WEA stark eingeschränkt sind. Dies wird durch eine Sichtbarkeitsanalyse gestützt, die die Fa. CUBE Engineering GmbH durchgeführt hat. 
Schallimmissionen und Schattenwurf sind in eigenständigen Gutachten prognostiziert worden. Eine Überschreitung der Immissionsrichtwerte für Schall oder bewegten Schatten an den nächstgelegenen Immissionsorten ist durch technische und organisatorische Maßnahmen ausgeschlossen. Bei Volllastbetrieb der Anlagen ist im engeren Umfeld (ca. 250 m um die Anlagen) mit einem Lärmwert >50 dB(A) zu rechnen. Das von diesem Lärm betroffene Gebiet ist, insbesondere bezogen auf den Untersuchungsraum (UR3.104), klein (<1%). Nach Untersuchungen fühlen sich 90% der Bevölkerung bei Werten < 50 dB(A) nicht wesentlich gestört [Fachbeitrag des Naturschutzes und der Landschaftspflege für die Planungsregion des Regionalverbandes Ruhr (RVR) 2017; S. 46].  
Die Dauer des bewegten Schattens ist bezogen auf die Immissionsorte durch technische und organisatorische Maßnahmen auf das rechtlich zulässige Maß reduziert. Dadurch ist auch die Beschattungsdauer im Bereich zwischen den Anlagen und der nächsten Bebauung nicht erheblich störend. Auf Grund der Landschaftsbildbewertung (Qualität, Vorbelastung, Belastbarkeit) und durch die geringe Beeinträchtigung der Erholungsfunktion durch Lärm und bewegten Schatten werden die Auswirkungen als nicht erheblich eingestuft. 
Mit dem NSG „Auf dem Giebel“ befindet sich ein Naturschutzgebiet in unmittelbarer Nähe zu einer bereits errichteten WEA. Die NSG-Verordnung schützt das NSG u.a. „wegen der Seltenheit, besonderen Eigenart und der hervorragenden Schönheit des Gebietes, die auf dem Zusammenspiel von naturnahen Laubwäldern, Grünlandflächen und Heideflächen beruht.“ (Schutzziel 2).
Der landschaftsästhetische Wert dieses NSG wird durch die Erweiterung der Betriebszeiten der bereits errichteten WEA für den Betrachter insofern beeinträchtigt, als er in einigen Sichtbeziehungen den schützenswerten Landschaftsraum im NSG zusammen mit einzelnen oder mehreren WEA sehen wird, die in Bewegung sind. Die Sichtbarkeit ist dabei grundsätzlich auf die Nutzung der Wege durch das NSG oder am NSG entlang beschränkt. Ein Betreten des NSG abseits der Wege ist untersagt. Eine gemeinsame Sichtbeziehung kommt (allerdings) nur zustande, wenn sich der Betrachter aus Westen oder Norden den WEA nähert und in Wegeabschnitten, für die keine Sichtverschattung durch begleitende Waldbereiche gegeben ist. 
Zudem wird in einem geringen Teilbereich des NSG ein Lärmwert von >50 dB(A) durch das Vorhaben bei Volllastbetrieb verursacht werden. In diesem Bereich sind allerdings keine Wege innerhalb des NSG vorhanden. Auf dem in diesem Bereich liegenden Weg außerhalb des NSG ist eine gemeinsame Sichtbeziehung auf WEA und NSG nicht gegeben und wird ein Lärmwert von >50 dB(A) nur auf wenigen Metern erreicht. Auswirkungen auf die schutzwürdigen Arten sind nicht zu erwarten.
Durch WEA verursachter bewegter Schattenwurf im NSG ist nur auf kurze Wegeabschnitte (Schlagschattenwurfprognose, AL-PRO) vorhanden.  
Im Ergebnis werden die Auswirkungen auf das Schutzziel 2 des NSG nicht als erheblich nachteilig bewertet.
Hinsichtlich des Artenschutzes ist davon auszugehen, dass es für einzelne Tierarten, die gegenüber WEA empfindlich sind, aufgrund der von WEA ausgehenden Störreize zu einem Lebensraumverlust kommen kann. Daneben besteht für einzelne Tierarten die Gefahr, mit den Rotoren der WEA zu kollidieren. Auswirkungen auf vorkommende Vogel- und Fledermausarten werden in den faunistischen Fachgutachten sowohl hinsichtlich der Eingriffsschwere als auch hinsichtlich des Eintretens artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände bewertet. Zusammenfassend ergeben die Bewertungen aus den vorgelegten artenschutzrechtlichen Gutachten, dass es unter der Voraussetzung der Durchführung von Vermeidungs-, Verminderungs- und Kompensationsmaßnahmen weder für Vogel- noch für Fledermausarten zu einer erheblichen Beeinträchtigung im Sinne der Eingriffsregelung oder zu einer Verletzung des Artenschutzrechts kommen wird. Gegen das Tötungsverbot des § 44 Abs.1 Nr.1 des Gesetzes über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) wird somit nicht verstoßen. 
Auf Grundlage der vorhabenrelevanten Merkmale, die sich aus der geplanten Betriebszeitenerweiterung ergeben, und unter Beachtung der Wirkfaktoren des Vorhabens wurde unter Berücksichtigung der ökologischen bzw. umweltfachlichen Ausgangssituation (am Vorhabenstandort sowie in dessen Umfeld) festgestellt, dass durch das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter gem. § 2 UVPG zu erwarten sind. 
	
Grenzüberschreitender Charakter der Auswirkungen
nicht relevant

Schwere und Komplexität der Auswirkungen
Auswirkungen ergeben sich vor allem in Bezug auf den Landschaftsschutz, den Artenschutz und die Denkmalpflege. Zu beachten ist, dass es sich um eine Ausweitung der Betriebszeiten handelt und die Zerschneidung des großen zusammenhängenden Waldgebietes bereits erfolgt ist. Aufgrund der vorgefundenen überwiegend mäßigen Qualität, der überwiegend hohen Belastbarkeit in Verbindung mit der prognostizierten mäßigen Nutzungsintensität durch die WEA sowie der Festlegung geeigneter Maßnahmen zur Minderung möglicher Auswirkungen ist eine erhebliche Beeinträchtigung der Schutzgüter im Sinne des UVPG nicht zu besorgen.

Wahrscheinlichkeit der Auswirkungen
Die Auswirkungen werden voraussichtlich wie beschrieben eintreten; gleiches gilt für deren Vermeidung und Minderung.

Dauer, Häufigkeit und Reversibilität der Auswirkungen
Es ist davon auszugehen, dass die WEA eine Laufzeit von 20 bis 30 Jahren erreichen werden. Während des Betriebs der Anlagen sind die Auswirkungen wahrzunehmen. Bezogen auf die Sichtbarkeit im Landschaftsbild ist diese Auswirkung ständig. Bezogen auf die Immissionen durch bewegtem Schatten und Lärm hängt die Häufigkeit vom Wetter und den Betriebszuständen der Anlagen ab. Schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne der TA-Luft, TA-Lärm, Licht-Richtlinie oder Rechtsprechung zum bewegten Schatten durch Immissionen entstehen nicht. 

Zusammenfassende Ergebnisdarstellung
Insgesamt sind erhebliche nachteilige Auswirkungen, die nach §§ 9,7 UVPG zu berücksichtigen wären, nicht zu erwarten oder können durch entsprechende Nebenbestimmungen minimiert werden. Dies ergibt sich zum einen aus den Standorten der WEA innerhalb einer im rechtsgültigen FNP der Stadt Neuenrade dargestellten Konzentrationszone, für die eine strategische Umweltprüfung positiv durchgeführt wurde. Dies ergibt sich dadurch, dass die WEA bereits errichtet sind. 
In Bezug auf die Beeinträchtigungen des Landschaftscharakters der betroffenen Flächen ist zunächst zu berücksichtigen, dass die Bezirksregierung in der zugehörigen Landschaftsschutzgebietsverordnung der Windenergie durch die grundsätzliche Ausnahme von den Verboten der Landschaftsschutzgebietsverordnung einen Sonderstatus zugesteht. Eine Einschränkung des Tagbetriebes sieht die Landschaftsschutzverordnung nicht vor. 
Nach der Landschaftsbildbewertung des Landesamtes für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) ist der Untersuchungsraum (UR3.104 = 15-fache Anlagenhöhe) mit einem Anteil der Fläche von 75% mit der Wertstufe „mittel“ bewertet. 25% der Fläche wurde mit hoch bewertet. Der überwiegende Teil dieser als hoch bewerteten Fläche gehört zur Landschaftsbildeinheit LBE-VIb-026-B, die jedoch bezogen auf den UR3.104 durch die Ortsteile Evingsen und Dahle deutlich anthropogen überformt ist.
Der Landschaftsraum im UR3.104 (der WEA) zeichnet sich in weiten Teilen durch eine Nutzung als Wirtschaftswald aus. Dies gilt insbesondere für das nähere Umfeld der WEA bzw. die Hochfläche, die den wesentlichen Erholungsbereich darstellt. Zwar wird dieser Bereich von Erholungssuchenden – vor allem aus dem Nahbereich – regelmäßig genutzt und insbesondere aufgrund der wohnortnahen und großflächigen Lage sowie der vorhandenen Infrastruktur (Parkplätze, ausgebaute Wege, Bänke, Trimmeinrichtungen, Quitmannsturm) auch als insgesamt positiv bewertet. Im Vergleich mit anderen Landschaftsräumen – auch im Märkischen Kreis – mangelt es der Fläche aber an besonderer Naturnähe, Vielfalt, Eigenart und Schönheit. Zudem schränkt die Erweiterung des Betriebes in den Tagzeitraum der bereits errichteten WEA diese Erholungsmöglichkeiten nur geringfügig ein. Dies wird sowohl durch die vorliegenden Lärmgutachten wie auch durch die Sichtbarkeitsanalysen gestützt.
Landschaftlich höherwertige Bereiche finden sich fast ausschließlich in größerer Entfernung zu den WEA, so dass dort keine erhebliche Beeinträchtigung erwartet werden kann. Die Landschaftsschutzgebiete weisen eine hohe Belastbarkeit auf, sodass im Ergebnis die Auswirkungen hinsichtlich des Landschaftsbildes nicht als erheblich nachteilig bewertet werden.
Für das nah gelegene NSG „Auf dem Giebel“ wird erwartet, dass sich eine unmittelbare Beeinträchtigung der geschützten Flächen nicht ergibt.
Die Beeinträchtigung des landschaftsästhetischen Werts dieses NSG wird in Bezug auf visuelle Störungen und Störungen durch Lärm im Ergebnis als nicht erheblich nachteilig bewertet.
Aufgrund der vorgelegten Gutachten und den möglichen Vermeidungsmaßnahmen kann ein Verstoß gegen das Tötungsverbot und das Störungsverbot des BNatSchG weitgehend ausgeschlossen werden. Den Artenschutzbelangen wird damit hinreichend Rechnung getragen. Ähnliches gilt für die Belange der Denkmalpflege, für die nach zutreffender Einschätzung der zuständigen Fachbehörde des Landes (LWL Denkmalpflege, Landschafts- und Baukultur) geeignete Vermeidungsmaßnahmen gefunden wurden.
Auf Grundlage der vorhabenrelevanten Merkmale und unter Beachtung der Wirkfaktoren des Vorhabens wurde unter Berücksichtigung der ökologischen bzw. umweltfachlichen Ausgangssituation am Vorhabenstandort sowie in dessen Umfeld festgestellt, dass durch die Ausweitung der Betriebszeiten in den Tagzeitraum das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die Schutzgüter gem. § 2 UVPG zu erwarten sind.
Das Vorhaben bedarf daher keiner Umweltverträglichkeitsprüfung nach den Vorschriften des UVPG.
Gemäß § 5 Abs. 3 UVPG ist diese Feststellung nicht selbstständig anfechtbar.

Die gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG erforderliche Information der Öffentlichkeit erfolgt mit dieser Bekanntmachung.

Lüdenscheid, 08.06.2022
MÄRKISCHER KREIS
Der Landrat
Untere Immissionsschutzbehörde
In Vertretung

gez. Dienstel-Kümper


	
image1.png
A Viarkischer Kreis




